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I^er H'ädagegisGhe J^eebachter im Kanten üürich.
-J, V Mitteilungen des Kantonalen Lehrervereins.Mitteilungen des Kantonalen Lehrervereins.

Beilage zur „Zebweizerizeben tehrerzeitung''.
5. Jahrgang. jüo. 3. 25. März 1911.

Inhalt: Gesetz betreffend die Besoldungen der Volksschullehrer und die Leistungen des Staates für das Volksschulwesen. — Zu § i des

Besoldungsgesetz-Entwurfes. — Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein. —

Gesetz
betreifend

die Besoldungen der Volksschullehrer und die Leistungen
des Staates für das Volksschulwesen.

(Antrag des Regierungsrates vom 31. Dezember 1910.)

I. Teil.
Besoldung der Volksschullehrer.

Grundgehalt.
§ I. Die Besoldung beträgt für einen Primarlehrer

mindestens 1600 Fr., für eine Primarlehrerin mindestens

1400 Fr., für einen Sekundarlehrer mindestens 2200 Fr.,
für eine Sekundarlehrerin mindestens 2000 Fr. jährlich, je
mit geeigneter Wohnung, 6 Ster Brennholz und 18 Aren
Gemüseland. Wohnung und Gemüseland sollen sich in mög-
lichster Nähe des Schulhauses befinden.

Von dem auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgen-
den Jahre an wird der bare Grundgehalt nach je drei
Jahren um je 100 Fr. bis zum Höchstbetrage von 400 Fr.
erhöht.

Die Gemeinden, beziehungsweise Kreise, können die
Naturalleistungen ganz oder zum Teil durch Barvergütungen
ersetzen, deren Höhe alle sechs Jahre den örtlichen Ver-
hältnissen entsprechend nach Vernehmlassung der Schul-
behörden durch den Erziehungsrat bestimmt wird.

Dienstalterszulagen.
§ 2. An Primär- und Sekundarlehrer werden folgende

nach dem Dienstalter abgestufte Besoldungszulagen ausge-
richtet :

Für das 5. bis 8. Dienstjahr Fr. 100
» » 9. » 12. » » 200
» » 13. » 16. » ...» 300
» » 17. » 20. » ...» 400
» » 21. » 24. » ...» 500

§ 3. Bei der Berechnung der Dienstalterszulagen
zählen die Dienstjahre, welche an einer öffentlichen Schule
des Kantons oder an einer der Volksschule entsprechenden
vom Kanton unterstützten zürcherischen Erziehungsanstalt
oder an einer zürcherischen Gemeinde-Waisenanstalt erfüllt
worden sind.

Der Erziehungsrat ist berechtigt, auch anderwärts ge-
leistete Schuldienste ganz oder teilweise in Anrechnung zu
bringen.

Staatliche Besoldungszulagen.
§ 4. Den definitiv angestellten Lehrern an ungeteilten

Primär- und Sekundärschulen gewährt der Staat Besoldungs-
Zulagen, und zwar im ersten bis dritten Jahre 200 Fr., im
vierten bis sechsten Jahre 300 Fr., im siebenten bis neunten
Jahre 400 Fr. und für die Folgezeit 500 Fr.

Die Trennung einer bisher ungeteilten Schule in zwei
Abteilungen bewirkt keine Verkürzung einer bestehenden
Besoldungszulage.

Der Regierungsrat kann auch Lehrern an geteilten
Schulen in steuerschwachen und mit Steuern stark belasteten
Gemeinden Besoldungszulagen bis auf die im ersten Absatz
genannten Beträge zusprechen.

Besoldung der Arbeits- und Haushaltungs-
lehrerinne n.

§ 5. Die Jahresbesoldung der Arbeits- und Haushai-
tungslehrerinnen beträgt für die wöchentliche Stunde min-
destens 45 Fr. Die Dienstalterszulagen betragen für das
6. bis 10. Dienstjahr 5 Fr., für das Ii. bis 15. 10 Fr.,
für das 16. bis 20. 15 Fr., weiterhin 20 Fr. jährlich für
die wöchentliche Stunde.

Vikariate.
§ 6. Wenn infolge Erkrankung von Lehrern oder

Arbeitslehrerinnen oder infolge ansteckender Krankheit in
der Familie oder wegen Militärdienstes Stellvertretung nötig
wird, so übernimmt der Staat die Kosten des Vikariates
(§ 7). Die von der Eidgenossenschaft geleistete Vergütung
der Kosten für Stellvertretung wegen Militärdienstes fällt in
die Staatskasse.

§ 7. Die Vikariatsbesoldung beträgt auf der Stufe der
Primarschule 7 Fr., auf der Stufe der Sekundärschule 8 Fr.
auf den Unterrichtstag, in der Arbeitsschule 1 Fr. für die
Unterrichtsstunde.

§ 8. Wenn ein Vikariat länger als ein Jahr dauert,
so entscheidet der Erziehungsrat, ob und wieweit die Kosten
der Stellvertretung durch den Staat noch länger zu tragen
seien.

In keinem Falle darf ein Vikariat länger als zwei Jahre
dauern.

Nebenbeschäftigung.
§ 9. Der Lehrer ist verpflichtet, seine ganze Arbeits-

kraft in den Dienst seines Lehramtes zu stellen.
Ohne Bewilligung des Erziehungsrates darf er weder

eine andere Stelle bekleiden, noch eine Nebenbeschäftigung
betreiben, welche mit einem Einkommen verbunden oder
zeitraubend sind. Ausgenommen ist eine Betätigung zu er-
zieherischen Zwecken.

Die Bewilligung ist zu versagen, wenn die Stelle oder
Nebenbeschäftigung dem Lehramte nicht angemessen ist oder
die Tätigkeit des Lehrers zum Schaden der Schule allzu-
sehr in Anspruch nimmt.

Ergeben sich Übelstände, so kann eine bereits erteilte
Bewilligung wieder zurückgezogen und auch eine ausser-
amtliche Betätigung zu erzieherischen Zwecken beschränkt
oder ganz untersagt werden.

Ruhegehalt.
§ 10. Ein Lehrer, der nach mindestens dreissig

Dienstjahren aus Alters- oder Gesundheitsrücksichten mit
Bewilligung des Erziehungsrates vom Lehramt zurücktritt,
hat Anspruch auf einen lebenslänglichen staatlichen Ruhe-
gehalt, der wenigstens die Hälfte und höchstens acht Zehn-
teile seiner zuletzt bezogenen gesetzlichen Barbesoldung
(Grundgehalt und Dienstalterszulage) beträgt. Ausnahms-
weise kann ein Ruhegehalt auch bei geringerer Zahl der
Dienstjahre gewährt werden. Der Regierungsrat setzt die
Höhe des Ruhegehaltes fest unter Berücksichtigung des
Dienstalters, der Vermögensverhältnisse und der Leistungen
des betreffenden Lehrers.

§ II. Der Erziehungsrat ist berechtigt, unter Vorbe-
halt des Rekurses an den Regierungsrat, einen Lehrer, der
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durch Alter, Krankheit oder aus andern unverschuldeten
Ursachen ausserstand gesetzt worden ist, das Lehramt aus-
zuüben, unter Wahrung der in § 12 genannten Ansprüche
in den Ruhestand zu versetzen.

§ 12. Die Berechtigung zum Bezüge eines Ruhe-
gehaltes kann jederzeit neu geprüft werden; sie erlischt
ganz oder teilweise, wenn die Gründe, die bei der Gewäh-

rung des Ruhegehaltes massgebend waren, nicht mehr im
vollen Umfange vorhanden sind.

Bezieht ein im Ruhestand befindlicher Lehrer ein Ein-
kommen, das mit dem Ruhegehalt das Maximum seiner
früheren gesetzlichen Barbesoldung (Grundgehalt und Dienst-
alterszulagen) übersteigt, so ist der Ruhegehalt den Verhält-
nissen gemäss zu vermindern.;

§ 13. Die Bestimmungen betreifend den Ruhegehalt
finden entsprechende Anwendung auf die patentierten Arbeits-
und Haushaltungslehrerinnen, sowie auf die im Kanton
Zürich patentierte Lehrerschaft der auf der Stufe der Volks-
schule stehenden, vom Staate unterstützten oder nach § 81
des Volksschulgesetzes vom 11. Juni 1899 unterstützungs-
berechtigten Erziehungsanstalten und auf die im Kanton
patentierten Lehrer an Gemeinde-Waisenanstalten, sofern
nicht die Anstellungsverhältnisse der Lehrer eine Abände-
rung bedingen.

§ 14. Ein in der regelmässigen Bestätigungswahl
(Art. 64 der kantonalen Verfassung) nicht wiedergewählter
Lehrer hat während eines Vierteljahres von dem Tage des
Ablaufes der Amtsdauer an Anspruch auf die gesetzliche
Barbesoldung mit Inbegriff der Alterszulagen, sofern er
während dieser Zeit nicht an eine andere Stelle abgeordnet
oder gewählt wird.

Der Erziehungsrat kann dem Lehrer für den Rest der
Amtsdauer vom Tage der Wegwahl an einen vom Staate
besoldeten Vikar bestellen.

Besoldungs-Nachgenuss.
§ 15. Den Hinterlassenen eines verstorbenen Lehrers

kommt während eines halben Jahres, vom Todestage an
gerechnet, der Nachgenuss der ganzen Besoldung (Grund-
gehalt, Zulagen, Wohnung) beziehungsweise des Ruhe-
gehaltes zu.

Als Hinterlassene mit Nachgenussberechtigung gelten:
Die Witwe des Verstorbenen, die in seiner bisherigen Haus-
haltung lebenden Kinder; ferner, wenn sie von ihm unter-
halten worden sind, die übrigen Kinder, die Eltern, Enkel
und Geschwister.

Während der Dauer des Nachgenusses übernimmt der
Staat die Besoldung des Verwesers.

Zu § I des Besoldungsgesetz-Entwurfes.

Im regierungsrätlichen Entwurf zum neuen Lehrer-
besoldungsgesetz ist der Unterschied, der nun zwischen
Lehrer- und Lehrerinnenbesoldung gemacht wird, das Auf-
fälligste. Die Lehrerschaft wird gut tun, gerade diesen Punkt
sorgfältig auf seine Konsequenzen zu prüfen. Die Weisung
enthält auf Seite 41 und 42 die Begründung des Besol-
dungsunterschiedes ; es steht darin ungefähr das, was man
auch aus Lehrerkreisen zu dessen Gunsten vorbringen kann.
Wenn ich es versuche, kurz zu zeigen, dass die Lehrer-
schaft gegen eine solche Neuerung Stellung nehmen muss,
so geschieht das hier durchaus vom Standpunkt des Lehrers
aus ; ich überlasse es den Lehrerinnen, ihre Stellung zu § 1

zu begründen.
Die weiblichen Lehrkräfte sollen nach dem Entwurf

1400 Fr. (resp. 2000) staatlichen Grundgehalt beziehen.
Davon müssen sie nun auch 80 Fr. für die Witwen- und
Waisenstiftung zurücklassen, so dass sie effektiv 80 Fr.
weniger haben als vor dem Jahre 1910. Sie beziehen also
normalerweise 1320 Fr. plus die Naturalleisung, die sie
aber aus naheliegenden Gründen selten voll ausnützen
können. Gegen diese klägliche Bezahlung einer voll ge-
leisteten Lehrerarbeit sträubt sich mein Standesbewusstsein.
Sonderbar ist es, dass diese Besoldung weit hinter der-
jenigen zurückbleibt, die ein Vikar nach dem neuen Gesetz
beziehen könnte. Der «Taglohn» eines Vikars an der
Primarschule wird auf 7 Fr. normiert (gewiss nicht zu viel ;

das macht auf die Woche 42 Fr., im Jahr — sofern man
40 Schulwochen rechnet — 1680 Fr., oder j6o /V.
als die Verweserin bar beziehen soll.

Die 1600 Fr., welche das neue Gesetz den Lehrern
zusichern will, sind das äusserste Minimum, das man für
eine Berufstätigkeit, die so langes Studium und so viele
Opfer voraussetzt, bezahlen soll. Wir würdigen unsre Arbeit
selber herunter, wenn wir im Kanton Zürich eine Lehrer-
arbeit, werde sie nun von einem Lehrer oder einer Lehrerin
geleistet, mit 1320 Fr. bar bezahlen lassen. Die Lehrer-
schaft wird sich dagegen im eigensten Interesse wehren.
Der Besoldungsunterschied, der da bei dem staatlichen
Grundgehalt gemacht werden soll, wird zu einem Schwer-
gewicht, das alle Besoldungen und das Ansehen unsres
Standes herunterzieht.

Dieser Besoldungsunterschied erhöht ferner die Kon-
kurrenzfähigkeit der Lehrerin und wird dadurch gerade jenen
Lehrern eine Enttäuschung bringen, die jetzt schon das

Eindringen der Frauen in unsern Beruf als bedenklich be-
trachten und aus diesem Grunde der Lohndifferenz zu-
stimmen könnten.

Eine weitere Gefahr besteht darin, dass wir nach und
nach eine reinliche Scheidung zwischen Elementar- und
Reallehrern bekämen; denn die niedrige Einschätzung der
Lehrerinnenarbeit würde eine solche der Arbeit des Ele-
mentarlehrers nach sich ziehen. Der Lehrer könnte ja aller-
dings seinen Mehrbezug von 200 Fr. durch seine grossem
Ausgaben, die ihm das gesellschaftliche Leben auferlegt,
begründen ; aber welcher Lehrer würde sich nicht schämen,
wenn man ihm sagte, er beziehe seine Besoldung nicht
bloss für die in der Schule geleistete Arbeit, sondern 200
Franken davon seien eine Spezialzulage, weil er Zigarren
rauchen und ins Wirtshaus gehen müsse Ein Besoldungs-
unterschied ist bei einem Existenzminimum gar nicht ge-
rechtfertigt, ein solcher ist überhaupt erst diskutierbar bei
Beträgen, die 1600 Fr. (resp. 1520 Fr.) weit übersteigen;

xtea/ZzirÄf« zx/ a&zw-

A/zzz^«.

Die Hauptgefahr liegt aber noch an einem andern
Orte. Je schlechter die Lehrerin bezahlt wird, um so mehr
haben wir die Konkurrenz derjenigen Berufe zu fürchten,
die gegenwärtig Frauen beschäftigen. Die Folge wird die
sein, dass nicht mehr die begabteren unter den beruf-
suchenden Frauen sich dem Lehrerberuf zuwenden, und
dass wir daher eine Verschlechterung des Lehrkörpers zu
erwarten hätten. Wir tun gut daran, diesen Grand nicht
zu unterschätzen. Das Interesse der Schule und das unsres
Standes — d. h. aller im Beruf stehenden Lehrer und
Lehrerinnen — verlangt, dass die Bedingungen zur Paten-
tierung nicht herabgesetzt werden. Wollen wir das erreichen,
so müssen wir uns einstimmig gegen den stipulierten Be-
soldungsunterschied in § 1 aussprechen, da er die Arbeit
eines Teils der Lehrerschaft herabwürdigt. Eine ausreichende
Bezahlung ist bei Lehrern und Lehrerinnen das beste Mittel,
tüchtige Kräfte in den Beruf hineinzuziehen.
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Die Delegierten werden sich am ersten April darüber
zu entscheiden haben, wie sie sich zu § I des Entwurfes
stellen wollen, und es ist zu erwarten, dass sie sich jetzt
schon die hier namhaft gemachten Konsequenzen desselben

genau prüfen. 6\

Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein.

i. Vorstandssitzung.
Samstag, den 28. Januar 1911, abends 5 Uhr, im «Merkur» in Zürich I_

Sämtliche Vorstandsmitglieder.
FhraVz: Vizepräsident Honegger.

Aus den Verhandlungen.
1. Zhzj iVotaèo// der letzten (15.) Vorstandssitzung

pro 1910 wird verlesen und genehmigt.
2. Eine zürcherische

I andschulpflege wird mit Vergleichsmaterial aus zwanzig,
ein Vereinsmitglied zu Händen der Lehrerschaft eines
Busserkantonalen Ortes mit solchem aus zwölf Gemeinden
bedient.

Die Gemeinde S. hat ihre Besoldungszulagen gestützt
auf unsere statistischen Angaben den Wünschen ihrer Lehrer
angemessen neu geordnet. •

3. Zwei Primär- und eine Sekun-
carschulpflege haben zur Besetzung offener Lehrstellen
unsere Liste in Anspruch genommen.

Ein Kollege, der sich von uns vergessen wähnte,
erhält die Mitteilung, dass er an verschiedenen Gemeinden
genannt worden sei. Drei Kollegen (2 Pr.-L. u. 1 S.-L.)
find auf ihr Gesuch und günstig lautende Informationen
hin auf unsere Liste gesetzt und bereits empfohlen worden.
Der Vorstand kann dabei allerdings die Bemerkung nicht
unterdrücken, dass einzelnen jungen Kollegen etwas mehr
Bescheidenheit wohl anstünde ; jedenfalls nimmt es sich
sonderbar aus, wenn ein Lehrer, der das dritte Jahr im
Schuldienst steht, fürchtet, dass «junge Schnaufer» ihm,
dem «im Amte erprobten», eine besser bezahlte Stelle
wegschnappen könnten.

Eine weitere Anmeldung kann vorläufig nicht endgültig
erledigt werden, weil die eingeholte Auskunft einen schweren
Vorwurf gegen den Charakter des Betreffenden erhebt ; es
wird weitere Erkundigung und persönliche Rücksprache mit
dem Angeschuldigten beschlossen.

4. Der Unterstützungskasse ist seltenes Heil wider-
fahren. Von ungenannt sein wollender Seite ging ihr £Z»

von 50 Fr. zu. Dem gütigen Spender sei auch an
dieser Stelle der herzliche Dank des Vereins ausgesprochen
ind sein Vorgehen zur Nachahmung empfohlen!

5. Slré/ô»» beantwortet die Ablehnung
ihres Gesuches (siehe 15. Vorstandssitzung 1910) mit der
Androhung des Austrittes einer Anzahl von Mitgliedern.

Der Vorstand kommt in Wiedererwägung seines früheren
Beschlusses einstimmig zur gleichen Stellungnahme wie das
erstemal mit folgender Begründung: Die Bezahlung von
Gräbkränzen für Kapitelsangehörige gehört nicht unter die
in § 1 der Statuten genannten Zwecke des Kant. Lehrer-
ereins. Die Sitte, verstorbenen Kollegen einen Kranz

aufs Grab zu legen, besteht auch in andern Kapiteln.
Selbstverständlich würden diese ihre daherigen Auslagen mit
dem gleichen Rechte durch die Kasse des Lehrervereins
decken lassen. Es kann also dem Gesuche auch um der
Konsequenzen willen nicht entsprochen werden. Denn wir
haben alle Ursache, unsere Mittel nicht durch solche
Beutezüge verzetteln zu lassen, da sie in nächster Zeit
durch wichtige Aufgaben vollauf in Anspruch genommen

sein werden. Vollends unverständlich ist aber die An-
drohung des Austrittes wegen einer Auslage von vielleicht
30 Rp., zumal, wenn diese im Dienste der Pietät erfolgt ist.

6. Der Vorstand nimmt Notiz von der Zusammen-
Setzung der kantonsrätlichen Kommission für das Z^zvsr-

Die Beratung des letzteren wird auf die
Traktandenliste für die nächste Sitzung gesetzt und Wespi
als Referent bestimmt.

7. Einige Anordnungen des Chefredaktors zu iVr. /
«/$&/. erhalten die nachträgliche Sanktion

des Vorstandes.
Nr. 2 des P. B. wird, soweit möglich, textlich bereinigt.
8. Ein Kollege verdankt schriftlich die Gewährung

eines Darlehens, eine Kollegin ebenso die bewilligte Stundung.
9. Eine von Aktuar Gassmann angeregte Besprechung

über den ergibt folgendes: Die
Beliebtheit des Lehrerkalenders ist stark im Schwinden
begriffen. Viele Lehrer kaufen ihn überhaupt nicht mehr,
manche nur noch aus einer gewissen Pietät und um der
Schweiz. Lehrerwaisenstiftung willen.

Die Ursache liegt hauptsächlich in der äusseren Form
des Kalenders. Er sollte das dreifache Bedürfnis nach
einem Kalendarium, einem Notizblock und einer Brieftasche
befriedigen. Diesem dritten Zwecke wird der Kalender in
seiner jetzigen Form nur sehr unvollkommen oder gar nicht
gerecht. Ein gewöhnlicher Brief kann darin nicht auf-
bewahrt werden, ohne dass er in ganz kurzer Zeit ein
Aussehen erhält, das ihn für fremde Augen unmöglich
macht. Infolgedessen sind viele Lehrer gezwungen, eine
besondere Brieftasche mit sich zu tragen, und es kann
ihnen schlechterdings nicht zugemutet werden, dazu den
auch wegen seiner Dicke unbequemen Lehrerkalender noch
mit sich herumzuschleppen.

Nun ist ein auf unsere besonderen Bedürfnisse zuge-
schnittener Kalender gewiss zu begrüssen; wenn er aber
auf allgemeine Verbreitung unter der Lehrerschaft Anspruch
machen will, muss er unbedingt auch als richtige Brieftasche
eingerichtet werden. Eine Änderung in diesem Sinne ist
daher unbedingt nötig. Notizblock und Kalendarium wür-
den schon infolge der Vergrösserung des Formats dünner
werden, was dem Kalender nur zum Vorteil gereichte, und
auch eine bedeutende Kürzung der statistischen Angaben
wäre nicht zu bedauern. Für einen solchen Kalender in
solider Ausführung möchte vielleicht mancher Kollege ein
mehreres auslegen.

Der Vorstand beschliesst, die Anregung den einzelnen
Sektionen zur Beratung und Beschlussfassung zu überweisen.
Da an den Kapitelsversammlungen in Zürich Sektionsge-
schäfte erfahrungsgemäss nicht behandelt werden können,
werden die Mitglieder dieser Sektion hiemit aufgefordert,
zustimmende oder entgegenstehende Meinungsäusserungen
dem Sektionspräsidenten, Hrn. H. Honegger in Zürich IV,
zugehen zu lassen.

Erklärt sich die zürch. Lehrerschaft in ihrer Mehrheit
mit der obigen Anregung einverstanden, wird sie der Vor-
stand als Beschluss der Sektion Zürich an den Zentral-
vorstand des Schweiz. Lehrervereins weiter leiten.

10. Der Zentralquästor legt den Entwurf für die

/ro /p/o vor und nimmt einige Wünsche des
Vorstandes betreffend Gruppierung und Titel entgegen.
Die Rechnung schliesst bei

Fr. 5188.80 Einnahmen
und * 4348.23 Ausgaben mit

Fr. 840.57 Vorschlag.
Reinvermögen pro 31. XII. 1910 Fr. 16078.65.
11. Ein Fall eignet sich nicht zur Bekanntgebung.

Schluss der Sitzung 8.30 Uhr. IT".
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2. Vorstandssitzung.
Samstag, den 4. März 1911, abends 5 Uhr, Zürich.

Sämtliche Vorstandsmitglieder.
Fcrwte: Vizepräsident Honegger.

Aus den Verhandlungen:
1. Das der ersten Sitzung wird verlesen und

genehmigt.
2. Der Vorstand nimmt unter Verdankung deD Jahres-

bericht 1909/10 des Lehrervereins der Stadt Zürich entgegen.
3. Von dritter Seite wird der Vorstand darauf auf-

merksam gemacht, dass zwei stadtzürcherische Blätter letzt-
hin in anscheinend tendenziöser Weise Witze gebracht
haben, die eine scharfe Spitze gegen den Lehrerstand,
bezw. gegen die Lehrerbildungsanstalt richten. Die Dis-
kussion gibt dem Bedauern Ausdruck, dass eine ernsthafte
Presse sich zu solchen Plumpheiten verirre. Ein Vorstands-
mitglied ist in der Lage, auf der einen Redaktion, die sich
bei verschiedenen Gelegenheiten als lehrerfreundlich er-
wiesen hat, persönlich vorstellig zu werden; im übrigen
wird beschlossen, der Angelegenheit keine weitere Folge zu
geben.

4. Die Differenz mit dem Vorstand der Sektion Affol-
tern ist unserem Beschlüsse gemäss erledigt worden.

5. Ein unzuverlässiger Schuldner wird der besondern
Aufmerksamkeit von Präsident und Quästor überantwortet.

6. ä. Für die zwei im letzten
Sitzungsbericht ausgeschriebenen auswärtigen Lehrstellen
sind — leider verspätet — sieben Anmeldungen eingegangen.
<£. Von unserer Institution machten seit letzter Sitzung eine
Sekundär- und sechs Primarschulpflegen Gebrauch, c. Zwei
Kandidaten können von unserer Liste gestrichen werden ;

einem Kollegen wird auf Grund der eingeholten Erkundi-
gungen die gewünschte Aufnahme bewilligt.

7. Für einen geisteskrank gewesenen Kollegen wird
eine Stelle auf dem Lande gesucht, die ihm Gelegenheit
bieten würde, durch leichte Arbeiten seinen Unterhalt zu
verdienen. Kollegen, die Rat und Auskunft wissen, sind
gebeten, sich an den Vizepräsidenten, Hrn. H. Honegger,
Sonneggstrasse 60, Zürich IV, zu wenden.

8. Die pro 1910 wird vom Vorstande
ohne Aussetzungen und mit bester Verdankung an den
Quästor, R. Huber, abgenommen.

Im Anschluss wird auf Antrag Honegger beschlossen :

<2. Bei neuen Darlehen ist im Schuldschein die Verpflich-

tung zu pünktlicher Verzinsung aufzunehmen, insofern das
Darlehen nicht zinsfrei gewährt wird. <£. Am Inventar werden
künftig jährliche Abschreibungen vorgenommen.

9. Referent Wespi begründet seine

Anträge zu § 1 des regierungsrätlichen Entwurfes. Die Dis-
kussion kann vorgerückter Zeit halber nur noch von Präsi -

dent Hardmeier benutzt werden.
Sechs Traktanden werden verschoben; einige der be-

handelten Geschäfte eignen sich nicht zur Veröffentlichung.
Wegen Dringlichkeit des Trakt. 9 wird beschlossen,

die nächste Sitzung auf den 11. März anzusetzen.
Schluss der Sitzung 8 V2 Uhr. IF

* **
3. Vorstandssitzung.

Samstag, den II. März 1911, abends 5 Uhr in Zürich.

«fow.rzTfc/: Huber.
Forjz'/Ä : Vizepräsident Honegger.

Aus den Verhandlungen.
1. Das der 2. Vorstandssitzung wird verlesen

und genehmigt.
2. <2. Eine Primär- und eine Se-

kundarschulpflege erhalten auf ihren Wunsch für ihre offenen
Lehrstellen Nennungen von unserer Liste. A Zwei der von
uns empfohlenen Lehrer teilen uns dankend ihre Wahl mit.
c. Dem Wunsche eines Kollegen von der Sekundarstufe um
Aufnahme auf unsere Liste kann entsprochen werden.

3. Die Anregung Gassmann betreffend
(2z\y .S'zr/zzt/fz'z. (siehe Bericht der 1. Vor-
Standssitzung) wurde von den Kapitelsversammlungen Winter-
thur und Uster lebhaft begrüsst. Von einem Kollegen wurde
der weitere Wunsch geäussert, es sollte ein Ledermäppcher.
als Futteral für den Kalender für mehrere Jahre hergestellt
werden.

Die Vorstände der übrigen Sektionen werden hiemi'
eingeladen, die Sache unter sich oder in den Sektionen zu
besprechen und unserem Vereinspräsidenten das Ergebnis
einzuberichten.

4. Die übrige Zeit der zur Beratung des Besoldungs-
gesetzes veranstalteten Sitzung wird von einer unerquick-
liehen ausgefüllt.

5. Der Vorstand vertagt sich zur Beratung des Besol-
dungsgesetzes auf Montag, den 13. März, abends 5 V2 Uhr,
nach Zürich.

Schluss der Sitzung 8 1/2 Uhr. IF

EinwaAmew. Rechnungsübersicht pro 191 o.

1557 Mitgliederbeiträge à 3 Fr 4671 Vorstand und Delegiertenversammlung 643
Zinsen ausgelegter Kapitalien 517 80 Pädagogischer Beobachter 923 40

Drucksachen 121 55
Bureauauslagen und Porti 443 69
Rechtshülfe 17 50
Unterstützungen 982 90
Bestätigungswahlen 1910 356 65
Passivzinsen 2 65
Presse und Zeitungs-Abonnements 353 19
Verschiedenes 503 70
Vorschlag pro 1910 840 57

5188 80 5188 80

Vermögensbestand am 31. Dezember 190g
Vorschlag der Rechnung 1910
Vermögensbestand am 31. Dezember 1910

Räterschen, den 10. Februar 1911.

Fr. 15,238.08
» 840- 57

Fr. 16,078. 65

Der Quästor des Z. K. L.-V.
itoô. IZwier.
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